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LEITSÄTZE — RECHTSSACHE C-110/99 

Ein in der Gemeinschaft ansässiger Aus
führer kann nach Artikel 9 Absatz 1, Arti
kel 10 Absatz 1 und Artikel 20 Absätze 2 
bis 6 der Verordnung Nr. 2730/79 über 
gemeinsame Durchführungsvorschriften für 
Ausfuhrerstattungen bei landwirtschaft
lichen Erzeugnissen in der durch die Ver
ordnung Nr. 568/85 geänderten Fassung 
seinen Anspruch auf Zahlung einer nicht-
differenzierten Ausfuhrerstattung verlieren, 
wenn das an einen in einem Drittland an
sässigen Käufer verkaufte Erzeugnis, für 
das die Ausfuhrerstattung gezahlt wurde, 
unmittelbar nach seiner Abfertigung zum 
freien Verkehr in dem betreffenden Dritt
land wieder im externen gemeinschaft
lichen Versandverfahren in die Gemein
schaft befördert und dort, ohne dass eine 
Zuwiderhandlung festgestellt wurde, unter 
Erhebung der Eingangsabgaben zum freien 
Verkehr abgefertigt wird, und wenn die 
Geschäftsgestaltung des in der Gemein
schaft ansässigen Ausführers miss
bräuchlich ist. 

Ein Missbrauch setzt die Absicht des in der 
Gemeinschaft ansässigen Ausführers vor

aus, sich einen gemeinschaftsrechtlich vor
gesehenen Vorteil dadurch zu verschaffen, 
dass er die entsprechenden Voraus
setzungen willkürlich schafft. Der Beweis 
hierfür ist vor dem nationalen Gericht nach 
nationalem Recht zu erbringen, z. B. durch 
den Nachweis eines kollusiven Zusam
menwirkens zwischen dem betreffenden 
Ausführer und dem Einführer der Ware im 
Drittland. 

Wenn das Erzeugnis von dem in dem 
Drittland ansässigen Käufer an ein ihm 
personell und wirtschaftlich verbundenes, 
ebenfalls in dem betreffenden Drittland 
ansässiges Unternehmen verkauft wurde, 
bevor es wieder in die Gemeinschaft ein
geführt worden ist, so ist dies ein Umstand, 
den das nationale Gericht bei der Prüfung 
berücksichtigen kann, ob eine Verpflich
tung zur Rückzahlung der Erstattung be
steht. 

(vgl. Randnr. 59 und Tenor) 
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